
Abschrift • 
2 n. 364/35. 

Im Namen des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Handlungsgehilfen A. 
in Berlin 
wegen Vergehens gegen die Verordnung vom 4.F?bruar 1935 

hat das He ichsgericht, Zweiter Strajsenat, in der Sitzung 
vom 29.Mai 1935, an welcher teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident Dr. Witt 
und die Beichsgerichtsräte Krühne, Hengelkoch, 
Dr. Klimmer, Vogt, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der .Erste Staatsanwalt .Ekel, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Schubert, 

auf die Revision des Angeklagten für .Recht erkannt: 
Das Urteil des Landgerichts in B e r l i n vom 26IJanuır 1955 

wird, soweit der .Angeklagte A. B verurteilt' ist, aufgehoben. 
Der Angeklagte BL__Jwtrd freigesprochen. .Die Kosten des Verfahrens 
gegen ihn fallen der .Hetchskasse zur Last. 

Von Rechts 

B 

wegen • 

Gründe. 

Der Beschwerdeführer A B is t  wegen vorsätzlicher Zu= 
widerhandlung gegen den § 20 der Verordnung des Reichspräsidenten 
vom 4 .  Februar 1935 (BGBI. I S.  55) verur te i l t  worden, weil  er an-= 
Fangs 1934 e i n  komuzunistischeaf Flugblatt ,Der Wurm des 

Zwetıfels", 
N0ygmbgr 
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erhal den 
wei tem 

n 

Zweifels", das e r  von dem Hitanaeklagten | | B 
hatte,  am nächsten Tage an seine Arbeitskol legin Ø' 
gegeben und damit „verbre i te t"  habe . 

D i e  Revis ion des Angeklagten A 84 | ringt Verkennung des 
Begriffs er Verbreiten",° s i e  muß Erfolg haben. 

Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts zu den §§ l lo ,  184, 
200 u.a.  StGB. besteht das Verbrei ten e iner  Schrift dar in,  daß s i e  
durch Inverkehrbringen einem größeren personenkreis sugängl ich ge= 
macht w i rd .  Dazu genügt schon d i e  Aushändigung an ging Person, wenn 
d iese d i e  Schrift nicht vertraul ich behandeln so l l ,  sondern wenn der 
Aushändigende .damit  rechnet, daß d i e  Schrift von dem Empfänger wei= 
teren Personen m i t g e t e i l t  w i r d  (RGSt. Bd. 7 S .  113; Bd. 16 S .  245; 
Bd. 36 s. 330 und 4os,~ Bd. 42 s. 209; Ed. 55 s. 276) . Da d iese  
Rechtsprechung bei Erlaß der Verordnung vom 4 .  Februar 1955 al lge= 
mein  bekannt war, muß angenommen werden, daß der Gesetzgeber m i t  dem 
Ausdruck Verbreiten" im 3* 20 der Verordnung keinen anderen Sinn 
verbunden hat und nicht  etwa schon das bloße weitergeben an i e  
andere Person m i t  Strafe treffen w o l l t e .  Den g le ichen Standpunkt 
hat der 6. Strafsenat des Re ichsgerichts i n  der Entscheidung 4 .D 
144/54 vom 2.l!c*:'r.e 1954 zum § 6 der Verordnung vom 28.Februar 1955 
(BGBl. I S .  85) eingenommen, der nun durch 57 85 StGB. ersetzt i s t .  

Der erkennende Senat hat deshalb i n  der Entscheidung 2 D 268/35 
vom9. l la i  1955 den i n  der Rechtsprechung des Re ichsgerichts .7'est= 
gestel l ten Begriff des Verbrei tens" e iner  Schrift auch be i  Anwenduflfl 
des § 20 der  Verordnung vom 4.Februor 1933 zu Grunde gelegt . 

Dabei muß aber im Auge behalten werden, daß e i n  „IVw-breiten" 
auch auf andere Weise als dadurch herbeigeführt werdeN kann, daß der 
Täter e ine Schrift m i t  der  Absicht i n  den Verkehr b r ing t ,  s i e  einem 
größeren Kre ise  zugänglich zu machen. Wenn nämlich der Täter d i e  
Schrift auch nur an e ine  Person w e i t e r g i b t ,  so verbre i te t  er  s i e  
dann, wenn er das, se i  es auch i n  Zeitabständen, öfter tut oder 
es zwar nur einmal tu t ,  dabei aber weiß, daß andere 88 ebenso machen 
und wenn er durch dieses se in  Verhalten d i e  Verbreitung der Schrift 
i n  einem größeren Personenkreis fördern w i l l ;  je nach seiner ;;fi11en3: 
richtung kann er dabei I l t t täter oder Gehilfe se in .  (Vg l ,  auch d i e  
Entscheidung des Bayerischen Obersten Landesgerichts i n  DBZ. 1933 
Spalte 694 N r .  We.) 

. 

F 
I Pruμ 



ıııııı 3 ıııı 

.Prüft man den gegenwärtigen Fall unter diesen Gesichtspunkten, 
so ergibt sich folgendes: 

nach dem angefochtenen Urteil hat der Mitangeklagte B 
dem Beschwerdeführer B' das Flugblatt mit dem Bemerken gegeben, 
,er sollen sich auch mal durchlesen". Der Besch.eerdefılhrer steckte es 
ein und nahm es am nächsten Tag mit in das Geschäft; dort las er 
es durch und gab es dann der Wi , „welche es sich ebenfalls 
durchlesen sollte". Die WE legte das Blatt nun vorerst in 
ihren Schreib tischkasten; dort wurde es, bevor sie 83' gelesen hatte, 
entdeckt und beschlagnahmt. Die' Strafkammer nimmt an, daß der Be= 
schwerdeführer das Blatt an die WE weitergegeben hat, weil 
diese seine einzige (jüdische) Glaubensgenossin war, mit der er das 
Blatt erörtern wollte. Die Strafkammer nimmt aber nicht an, daß der 
Beschoerdejührer bei der Übergabe des Blattes an die WE 
beabsichtigt oder auch nur gewollt hat, daß diese das Blatt weiter: 
gebe. 

Ebensowenig liegt nach den Feststellungen des Urteils ein 
Anhaltspunkt dafür vor, daß das Flugblatt noch von anderen Personen 
als von dem Angeklagten an die und von B an den An= 
geklagten weitergegeben worden ist. Der .Angeklagte hat also nach 
dem Urteil nicht mit dem Willen gehandelt, das Flugblatt in ggg 
oben dargelegten Sinne zu Verbreiten. Überdies ist nicht jestge= 
stellt, daß ihm bewußt war, daß auf dem fuugbıatn die durch das 
Freßgesetz vorgeschriebenen Angaben fehlten. 

Die Annahme, daß der BeschWerdeführer entgegen der Vbrschr tat 
des § 20 der Verordnung das Flugblatt verbreitet habe, beruht hier= 
nach auf einer rechtsírrigen Aujjbssung dieses BegrijyS. Da kein 
Verbreiten vorliegt, kommt auch die Strafvorschrfift des §2 85' StGB. 
nicht in Betracht, die allerdings an sich kg; der .Bestimmung des 
§ 20 der Verordnung vom 4.Februar 1953 in .Frage gekommen wäre, da 
die Strafkammer nicht nur .feststellt, daß das Flugblatt den äußeren 
Ihtbestand der §§ 85, 83 .Abs.III' Ziffer 1 StGB. begründet, sondern 
auch, daß der Beschwerdeführer den Inhalt des Flugblattes gekannt 
hat und sich bewußt war, daß er durch Weitergabe der illegalen 
Druckschrift mit hetzertschem und aufrührerischem Ihhalt strafbar 
sei. Trotz 'dieser .Feststellung ist aber auch § 85' StGB. nicht an:u= 
wenden, da die Strafkammer als nachgewiesen ansieht, daß der .Be- 
schwerdejührer sich die hochverräteríschen Ziele des Flugblatts 

nicht 
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nicht zu eigen geuzacht habe, also der nach § 83 erforderl iche 
Vorsatz verneint i s t .  Da auch e ine Verletzung des § 20 der Vor= 
Ordnung durch e ine  andere Begehungsform als durch Verbrei ten nicht 
i n  Frage komnıt und der festgestel l te Sachverhalt auch d i e  Anwendung 
eines anderen Strafgesetzes nicht  recht fer t ig t ,  mußte das Ur t e i l  
aufgehoben und der Angeklagte freigesprochen werden.(§ 554 StPO.). 

Hiernach kommt es nicht mehr darauf an, daß d i e  Strafkammer 
nicht beachtet hat, daß d i e  Vorschriften des § 7 des Preßgesetzes 
nur für periodische Druckschriften gelten. Da nach den bisherigen 
Feststellungen des Ur t e i l s  níchtleu erwarten i s t ,  daß s i c h  be i  
einer neuen Verhandlung e i n  anderer Sachverhalt ergeben würde, war 
von einer Zurückverweisung der Sache abzusehen und der Angeklagte 
B f re  izusp rechen . 
geh. W i t t .  Krühne . Mengelkoch . 

K1 immer. Vogt . 


